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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 

 

Az: B 9 V 40/13 B 
 
L 4 VG 4/12 (LSG Rheinland-Pfalz) 
S 6 VG 10/11 (SG Trier) 
 
 
 
…………………………………………., 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: …………………………………………., 
 
 
 

g e g e n 
 
 
Landschaftsverband Westfalen-Lippe -Versorgungsamt Westfalen-, 
Von-Vincke-Straße 23-25, 48143 Münster, 
 
 Beklagter und Beschwerdegegner. 
 

 

Der 9. Senat des Bundessozialgerichts hat 2. Oktober 2013 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  L o y t v e d    sowie die Richter   K r u s c h i n s k y    und 

O t h m e r  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landes-

sozialgerichts Rheinland-Pfalz vom 12. Juni 2013 wird als unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außergerichtlichen Kosten 

zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 12. 6.2013 hat das Landessozialgericht Rheinland-Pfalz (LSG) einen Anspruch 

des Klägers auf Gewährung von Versorgung nach dem Opferentschädigungsgesetz (OEG) 

wegen einer am 30.3.1973 durchgeführten Operation verneint. Gegen die Nichtzulassung der 

Revision in diesem Urteil hat der Kläger beim Bundessozialgericht (BSG) Beschwerde einge-

legt, die er mit dem Vorliegen einer Divergenz (§ 160 Abs 2 Nr 2 SGG) sowie eines Verfah-

rensmangels (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG) begründet. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde des Klägers ist unzulässig. Ihre Begründung genügt nicht den 

gesetzlichen Anforderungen (§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG). Keiner der in § 160 Abs 2 SGG ab-

schließend aufgeführten Zulassungsgründe ist ordnungsgemäß dargetan worden. 

 

Zur formgerechten Rüge einer Divergenz iS von § 160 Abs 2 Nr 2 SGG ist in der Beschwer-

debegründung die Entscheidung, von der das Urteil des LSG abweichen soll, zumindest so zu 

bezeichnen, dass sie ohne Schwierigkeiten auffindbar ist. Ferner ist deutlich zu machen, worin 

eine Abweichung zu sehen sein soll. Der Beschwerdeführer muss schlüssig darlegen, mit wel-

chem genau bestimmten entscheidungserheblichen Rechtssatz das angegriffene Urteil des 

LSG von welcher genau bestimmten rechtlichen Aussage des BSG, des gemeinsamen Senats 

der obersten Gerichtshöfe des Bundes oder des Bundesverfassungsgerichts abweicht (BSG 

SozR 1500 § 160a Nr 21, 29 und 54). Es reicht hingegen nicht aus, auf eine bestimmte höchst-

richterliche Entscheidung mit der Behauptung hinzuweisen, das angegriffene Urteil weiche hier-

von ab. Ebenso wenig genügt es, die Unrichtigkeit der Entscheidung betreffend den Einzelfall 

darzutun. Entscheidend ist vielmehr die Darlegung der Nichtübereinstimmung im Grundsätzli-

chen, in der abstrakten Aussage (BSG SozR 1500 § 160a Nr 67; Krasney/Udsching, Handbuch 

des sozialgerichtlichen Verfahrens, 6. Aufl 2011, IX, RdNr 196 mwN). Schließlich ist zu begrün-

den, inwiefern die berufungsgerichtliche Entscheidung auf der gerügten Divergenz beruhe (vgl 

BSG SozR 1500 § 160a Nr 14, 21, 29). Diesen Begründungserfordernissen hat der Kläger nicht 

genügend Rechnung getragen. 

 

Zwar entnimmt der Kläger dem Urteil des BSG vom 29.4.2010 - B 9 VG 1/09 R - den abstrakten 

Rechtssatz: 

 

"Nach Auffassung des erkennenden Senats wird ein Patient unter Berücksichtigung des 

Schutzzwecks des OEG dann zum Gewaltopfer, wenn ein als vorsätzliche Körperverletzung 

strafbarer ärztlicher Eingriff objektiv - also aus der Sicht eines verständigen Dritten - in keiner 

Weise dem Wohl des Patienten dient". 

 

Er hat insoweit aber nur behauptet, dass die dem angegriffenen Urteil zugrunde liegende Auf-

fassung des LSG von diesem Rechtssatz des BSG abweiche, ohne dem Berufungsurteil einen 
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widerstreitenden abstrakten Rechtssatz zu entnehmen. Dabei ist zu berücksichtigen, dass aus 

einzelnen Formulierungen des LSG, die der Anwendung des Rechts auf einen konkreten 

Sacherhalt dienen, nicht ohne Weiteres geschlossen werden kann, das LSG habe damit einen 

divergierenden Rechtssatz aufstellen wollen (vgl dazu BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 26). Eine 

Abweichung des Urteils des LSG von der genannten Entscheidung des BSG ist somit nicht 

dargelegt. 

 

Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde - wie hier - darauf gestützt, dass ein Verfahrensmangel 

vorliege, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG), so 

müssen bei der Bezeichnung des Verfahrensmangels zunächst die diesen (vermeintlich) be-

gründenden Tatsachen substantiiert dargetan werden (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 14, 24, 

34, 36). Darüber hinaus ist die Darlegung erforderlich, dass und warum die Entscheidung des 

LSG - ausgehend von dessen materieller Rechtsansicht - auf dem Mangel beruhen kann, dass 

also die Möglichkeit einer Beeinflussung des Urteils besteht (vgl BSG SozR 1500 § 160 Nr 14, 

36). Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG kann der geltend gemachte Verfahrensmangel 

allerdings nicht auf eine Verletzung der §§ 109 und 128 Abs 1 S 1 SGG und auf eine Verletzung 

des § 103 SGG nur gestützt werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das 

LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist.  

 

Soweit der Kläger dadurch eine unzureichende Aufklärung des Sachverhalts (§ 103 SGG) 

durch das LSG rügen wollte, dass dieses ohne sachverständige Beratung davon ausgegangen 

sei, dass der Eingriff vom 30.3.1973 nicht ausschließlich schädlich für den Kläger gewesen sei, 

hat er es entgegen den Erfordernissen des § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG unterlassen, einen 

Beweisantrag zu bezeichnen, den das LSG zu Unrecht übergangen habe. Soweit der Kläger 

damit auch die Beweiswürdigung des LSG (vgl § 128 Abs 1 S 1 SGG) kritisiert, kann er gemäß 

§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG von vornherein keine Revisionszulassung erreichen. 

 

Die Verwerfung der Beschwerde erfolgt ohne Hinzuziehung ehrenamtlicher Richter (§ 160a 

Abs 4 S 1 Halbs 2 iVm § 169 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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